
Wirtschaft im Wandel 4/19974

Deutschland 1997: Schwacher, exportgetragener Aufschwung

Der konjunkturelle Auftrieb vom Sommerhalb-
jahr 1996 hat im weiteren Verlauf des Jahres wie-
der an Schwung verloren. Im vierten Quartal kam
es zu einer deutlichen Abschwächung der gesamt-
wirtschaftlichen Expansion. Die Binnenkonjunktur
blieb kraftlos, wohingegen die Nachfrage aus dem
Ausland kräftig zunahm.

Mit einem Einbruch der Auslandsnachfrage ist
1997 infolge der anziehenden Weltkonjunktur und
der Normalisierung des Außenwerts der D-Mark
nicht zu rechnen. Der für den Anstieg der gesamt-
wirtschaftlichen Produktion in diesem Jahr er-
wartete Anstoß kommt damit – wie bereits so oft in
der Vergangenheit – vom Export. Der Impuls dürf-
te im Laufe des Jahres die Investitionstätigkeit an-
regen, auch wenn die Käufe von neuen Ausrü-
stungsgütern trotz günstiger finanzieller Rahmen-
bedingungen nur langsam zunehmen werden. Die
Selbstverstärkung des Aufschwungs wird schwach
bleiben, da die verfügbaren Einkommen der pri-
vaten Haushalte im Zusammenhang mit dem fort-
gesetzten Beschäftigungsabbau, moderaten Lohn-
abschlüssen und steigenden finanziellen Belastun-
gen der Arbeitseinkommen ebenfalls wenig steigen
und nur geringen Spielraum für zusätzlichen Kon-
sum bieten. Dämpfend auf den konjunkturellen
Verlauf wirken die Bauinvestitionen. Die abwärts
gerichtete Tendenz dürfte zunächst anhalten, im
späteren Verlauf jedoch schwächer werden.

Insgesamt kann für Deutschland im Jahre 1997
mit einer Zunahme des Bruttoinlandsprodukts von
2,1 vH gerechnet werden. Das bedeutet gegenüber

dem Vorjahr eine Beschleunigung, der Aufschwung
bleibt jedoch zu schwach, um einen Abbau der Ar-
beitslosigkeit zu ermöglichen.

Tabelle 1:
Gesamtwirtschaftliche Eckdaten der Prognose des
IWH für Deutschland 1997

1995 1996 1997

reale Veränderung gegen-
über dem Vorjahr in vH

Privater Verbrauch 1,8 1,3 1,2
Staatsverbrauch 2,0 2,4 1,0
Anlageinvestitionen 1,5 - 0,8 1,1
   Ausrüstungen 2,0 2,4 4,3
   Bauten 1,2 -2,7 -1,0
Letzte inl. Verwendung 2,1 0,8 1,4
Ausfuhr 5,9 4,9 6,8
Einfuhr 6,4 2,6 4,0

Bruttoinlandsprodukt 1,9 1,4 2,1
   Westdeutschland 1,6 1,3 2,1
   Ostdeutschland 5,3 2,0 2,4

in 1.000 Personen
Erwerbstätige (Inland) 34.868 34.465 34.345
   Westdeutschland 28.482 28.186 28.135
   Ostdeutschland 6.386 6.279 6.210
Arbeitslose 3.612 3.965 4.236
   Westdeutschland 2.565 2.796 2.975
   Ostdeutschland  1.047 1.169 1.261

in vH
Arbeitslosenquotea 9,4 10,3 11,0
   Westdeutschland 8,3 9,0 9,6
   Ostdeutschland 14,1 15,7 16,9

a Arbeitslose in vH der Erwerbspersonen (Inland).
Quelle: Statistisches Bundesamt, IWH-Prognose.

Exporte – Impulsgeber der Konjunktur

Die deutschen Ausfuhren haben besonders zum
Jahresende 1996 hin kräftig an Fahrt gewonnen.
Dazu beigetragen haben günstige außenwirtschaft-
liche Rahmenbedingungen. Zum einen hat sich die
Konjunktur auf wichtigen Exportmärkten der deut-
schen Wirtschaft belebt. Zum anderen gestaltet
sich die preisliche Wettbewerbsfähigkeit deutscher
Produkte aufgrund der vollständigen Rückbildung
der D-Mark-Aufwertung im Verlaufe des vergan-
genen Jahres nun wieder günstiger. Der reale ef-
fektive Wechselkurs liegt mittlerweile unter dem
Niveau, auf dem er sich Anfang 1994 befand. Ins-
besondere die Ausfuhren in die Vereinigten Staa-
ten von Amerika werden von dem geringeren Au-
ßenwert der D-Mark profitieren. Darüber hinaus

Abbildung 1:
Bruttoinlandsprodukt Deutschland
- saison- und arbeitstäglich bereinigt, in Preisen von 1991 -
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kommen weiterhin starke exportstimulierende Im-
pulse aus den Wachstumsmärkten im südostasiati-
schen Raum, in Mittel- und Osteuropa sowie La-
teinamerika, wo deutsche Unternehmen in jüngster
Zeit bemerkenswerte Exporterfolge erzielen konn-
ten. Insgesamt erwartet das IWH eine Zunahme
der Exporte 1997 um ca. 6,8 vH.

Abbildung 2:
Der Außenhandel Deutschlands (Monats- und glei-
tender Dreimonatsdurchschnitt)
- in Mrd. DM -
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Quelle: Statistisches Bundesamt, IWH.

Auch die Importe werden 1997 weiter zuneh-
men. Nachdem der konjunkturelle Aufschwung in
Deutschland im vergangenen Jahr eher schwach
war und wenig auf die Einfuhr ausstrahlte, wird
mit der leichten Belebung der Konjunktur die
Nachfrage nach Importgütern wieder etwas stärker
steigen. Neben dem allmählichen Anstieg der In-
vestitionstätigkeit der Unternehmen gehen Impulse
vor allem von der steigenden Auslandsnachfrage
und der damit in engem Zusammenhang stehenden
Ausweitung der Inlandsbestellungen von impor-
tierten Vorprodukten aus.

Alles in allem wird die Ausfuhr von Waren
auch 1997 schneller wachsen als die Einfuhr. Der
Beitrag des Außenhandels mit Waren und Dienst-
leistungen zum gesamtwirtschaftlichen Produk-
tionsanstieg wird hoch bleiben und eine weitere
Verbesserung der Leistungsbilanz ermöglichen.

Ausrüstungsinvestitionen im Sog der Exportkon-
junktur

Die seit dem Sommerhalbjahr kräftig gestiege-
nen Auftragseingänge der Industrie aus dem Aus-
land haben auch die Investitionstätigkeit der Un-
ternehmen wieder angeregt. Im zweiten Halbjahr
1996 sind die Ausrüstungsinvestitionen gegenüber
dem Vorjahr um 3,7 vH gestiegen.

Die Inlandsbestellungen im Investitionsgüter
produzierenden Gewerbe kommen allerdings nur
langsam in Schwung. Bei Ausrüstungsgütern wa-
ren sie zum Jahresende wieder rückläufig. Eine
Umkehr des ansteigenden Trends bedeutet dies je-
doch noch nicht. Für die Fortsetzung des langsa-
men Aufschwungs sprechen die leicht steigende
Kapazitätsauslastung in der Industrie und das rela-
tiv günstige Investitionsklima. Die volkswirtschaft-
liche Gewinnquote steigt seit dem Frühjahr kräftig
an, das Wachstum der Lohn- und Gehaltsumme
bleibt hinter dem Anstieg des Bruttoinlandspro-
dukts zurück. Die Kapitalmarktzinsen sind niedrig.

Insgesamt gehen jedoch nur schwache Impulse
auf die Investitionstätigkeit aus, so daß im Jahre
1997 allenfalls mit einer Zunahme von 4,3 vH zu
rechnen ist. Dies erscheint vor dem Hintergrund
des erwarteten schwachen gesamtwirtschaftlichen
Produktionsanstiegs sehr hoch, ist jedoch im Ver-
gleich zu früheren Aufschwungphasen, in denen
die Ausrüstungsinvestitionen um 10 vH zulegten,
eher mager.  Für ein kräftigeres Wachstum der Aus-
rüstungsinvestitionen fehlen trotz der günstigen
Rahmenbedingungen bislang noch deutliche An-
zeichen. Lediglich ein fortgesetzt hohes Tempo desTabelle 2:

Ausfuhr und Einfuhr Deutschlands an Waren und
Dienstleistungen
- in Preisen von 1991 -

1995 1996 1997

in Mrd. DM

Ausfuhr 788,5 826,9 883,1
Einfuhr 803,4 824,5 857,5
Außenbeitrag - 14,9 2,4 25,6

Veränderungen geg. Vorjahr in vH

Ausfuhr 5,9 4,9 6,8
Einfuhr 6,4 2,6 4,0

Quelle: Statistisches Bundesamt, IWH-Prognose.

Tabelle 3:
Anlageinvestitionen in Deutschland
- Veränderung gegenüber Vorjahr in vH, Preise 1991 -

1995 1996 1997

Ausrüstungen 2,0 2,4 4,3
Bauten 1,2 -2,7 -1,0
  Gewerbliche Bauten 1,2 -4,5 -0,3
  Wohnbauten 3,0 -0,3 -0,8
  Öffentliche Bauten -4,4 -6,8 -3,1

Anlageinvestitionen 1,5 -0,8 1,1

Quelle: Statistisches Bundesamt, IWH-Prognose.
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Auftragseingangs aus dem Ausland könnte im wei-
teren Verlauf des Jahres für eine Beschleunigung
der Investitionstätigkeit sorgen.

Rückgang der Bauinvestitionen schwächt sich ab

Bei den Bauinvestitionen setzt sich dagegen die
Abwärtsbewegung fort. Im Jahre 1996 haben sie
den Vorjahresstand um 2,7 vH unterschritten. Im
Wohnungsbau fiel das Minus wegen der Vorzieh-
effekte in Ostdeutschland im Zusammenhang mit
der Rückführung der Sonderabschreibungen nicht
ganz so hoch aus. Darüber hinaus haben Impulse
aus dem west- wie ostdeutschen Eigenheimbau
aufgrund der staatlichen Fördermaßnahmen den
Rückgang gedämpft. Das Investitionsgeschehen im
öffentlichen und im gewerblichen Bau hat aller-
dings spürbar abgenommen und bewegte sich im
Vergleich zum Vorjahr auf einem deutlich niedri-
geren Niveau.

Tabelle 4:
Entwicklung der Bauinvestitionen in den alten und
neuen Bundesländern
- Veränderung gegenüber Vorjahr in vH, Preise 1991 -

1995 1996 1997

Alte Bundesländer - 1,0 - 3,0 0,5
  Gewerbliche Bauten - 0,3 - 3,4 1,5
  Wohnbauten - 0,3 - 1,6 0,9
  Öffentliche Bauten - 5,1 - 7,8 - 3,1

Neue Bundesländer 7,4 - 1,7 - 4,8
  Gewerbliche Bauten 4,2 - 6,6 - 3,8
  Wohnbauten 16,2 4,4 - 6,5
  Öffentliche Bauten - 2,9 - 4,8 - 3,0

Quelle: Statistisches Bundesamt, IWH-Prognose.

Im Verlauf von 1997 wird es zu einer Belebung
der Investitionstätigkeit in Deutschland kommen,
die allerdings noch nicht kräftig genug ist, um das
Niveau der Bauinvestitionen im Vorjahr zu errei-
chen. Der Rückgang wird sich jedoch mit 1 vH in
Grenzen halten. Wachstumsimpulse sind von den
Maßnahmen im Wohnungsbestand, dem Eigenheim-
bau und dem westdeutschen Wirtschaftsbau zu er-
warten. Die insgesamt rückläufige Tendenz bei
den Bauinvestitionen kann 1997 insbesondere we-
gen der auslaufenden Sonderentwicklung auf dem
ostdeutschen Baumarkt nicht aufgehalten werden:
Der staatlich geförderte und vor allem durch west-
deutsche Investoren getragene Mietwohnungsneu-
bau verliert mit dem Auslaufen der Sonderab-
schreibungen deutlich an Schwung und verstärkt

den Rückgang der Nachfrage im öffentlichen und
gewerblichen Bau Ostdeutschlands. Der den Vor-
zieheffekten im Jahre 1996 folgende Einbruch im
ostdeutschen Wohnungsbau in diesem Jahr wird
etwa 6,5 vH ausmachen. Im Wirtschaftsbau erge-
ben sich wegen bereits vorhandener Angebots-
überhänge (insbesondere im Handel, bei Gewerbe-
parks und Büroimmobilien) und im öffentlichen
Bau wegen notwendiger Sparmaßnahmen erneut
Nachfragerückgänge. In Westdeutschland könnten
sich die Bauinvestitionen demgegenüber 1997 auf
dem Vorjahresniveau stabilisieren. Die Impulse
bleiben aber auch hier insgesamt schwach.

Kaum Impulse vom  privaten Verbrauch

Der private Verbrauch hat sich 1996 wie auch
1995 im gleichen Tempo wie das Bruttoinlands-
produkt entwickelt. Allerdings ist der Anstieg der
Konsumausgaben im Jahre 1996 schwächer ausge-
fallen, als man es aufgrund der steuerlichen Entla-
stungen hätte erwarten können. Ein Teil der Abga-
benentlastung der Verbraucher wurde durch Ein-
kommensausfälle infolge des starken Beschäfti-
gungsrückgangs sowie der Erhöhung der Beitrags-
sätze zur Sozialversicherung aufgezehrt. Zudem
hat die maßvolle Erhöhung des Effektivlohns je
Arbeitnehmer von rund 2,3 vH im Jahr 1996 nach
etwa 3,5 vH im Jahre 1995 die Nettolohn- und
-gehaltsumme (ohne Umbuchung des Kinder-
geldes) nur marginal ansteigen lassen.

Die verfügbaren Einkommen der privaten Haus-
halte sind im vergangenen Jahr schwächer ange-
stiegen als 1995. Aufgrund der ungebrochenen
Dynamik der Gewinnentnahmen und Vermögens-
einkommen, die mittlerweile ein Drittel der ver-
fügbaren Einkommen ausmachen, expandierten die
verfügbaren Einkommen nominal mit rund 3,3 vH
und real mit 1,4 vH. Diese Einkommenserhöhung
schlug sich fast proportional in einem Anstieg des
privaten Konsums nieder. Die schwächere Ein-
kommensentwicklung wirkte sich – wie in den
Vorjahren – insbesondere negativ auf den Einzel-
handelsumsatz aus. Der Umsatz des Einzelhandels
im engeren Sinne – d.h. ohne Kfz- und Mineralöl-
handel sowie Apotheken – war 1996 real um einen
Prozentpunkt rückläufig.

Im Jahre 1997 wird der private Konsum auf-
grund von weiterhin moderaten Lohnabschlüssen,
steigenden Sozialabgaben, Sparmaßnahmen bei den
staatlichen Einkommensübertragungen und einem
anhaltenden Rückgang der Beschäftigtenzahlen
deutlich langsamer zunehmen als das Bruttoin-
landsprodukt.
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Tabelle 5:
Verfügbare Einkommen und Verbrauch der priva-
ten Haushaltea in Deutschland
- Veränderung gegenüber Vorjahr in vH -

1995 1996 1997

Verfügbare Einkommen, nominal 3,6 3,3 3,0
darunter
   Nettolohn- und -gehaltsumme 0,1  2,2b -0,3
   Empfangene lfd. Übertragungen 5,6  1,5b 1,9
Ersparnis 2,6 3,4 1,6
Privater Verbrauch, nominal 3,8 3,3 3,1

Sparquote (in vH) 11,6 11,6 11,5

Preisindex des privaten Verbrauchs 1,9 1,9 1,9
Privater Verbrauch, real 1,8 1,3 1,2

a Einschließlich der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. –
b Mit dem Jahressteuergesetz 1996 wird das Kindergeld in der Netto-
lohn- und -gehaltsumme mit der Steuerschuld verrechnet. Daraus
folgt, daß die Jahresraten der Nettolohn- und -gehaltsumme und der
empfangenen laufenden Übertragungen im Jahr 1996 durch den bu-
chungstechnischen „Einschluß“ bzw. „Wegfall“ des Kindergeldes hö-
her bzw. niedriger sind als sie ohne diese Buchungsumstellung wären.

Quelle: Statistisches Bundesamt, IWH-Prognose.

Angesichts der weiter angespannten Arbeits-
marktsituation und der hohen Preisniveaustabilität
werden die tariflichen Neuabschlüsse für 1997 nie-
drig ausfallen. Erste abgeschlossene Tarifabkom-
men im Öffentlichen Dienst, in der Metallindustrie
Niedersachsens, in der Chemieindustrie, in der
holzverarbeitenden Industrie sowie in der Textil-
und Bekleidungsindustrie beinhalten Abschlußra-
ten von durchschnittlich 1,5 vH für 1997. Da der
Abbau der Beschäftigung erst gegen Jahresende
zum Stillstand kommen wird, ist im laufenden Jahr
zudem nochmals mit einem deutlichen Rückgang
des Arbeitsvolumens von knapp 1,5 vH zu rech-
nen, so daß die Bruttolohn- und -gehaltsumme mit
gut 1 vH nur wenig mehr als 1996 ansteigen dürf-
te. Dagegen wird die Nettolohn- und -gehaltsumme
infolge der merklichen Erhöhung des Beitragsatzes
in der gesetzlichen Rentenversicherung von
19,2 vH auf 20,3 vH zu Beginn des Jahres und ei-
ner leichten Zunahme des Beitragsatzes zur ge-
setzlichen Krankenversicherung im Jahresverlauf
voraussichtlich sogar leicht sinken.

Die staatlichen Einkommensübertragungen an
die privaten Haushalte werden in diesem Jahr nur
geringfügig steigen. Sie sind von den Konsolidie-
rungsbemühungen der öffentlichen Hand geprägt.
Die Zahlungen aus der Arbeitslosenversicherung
werden – trotz deutlich steigender Zahl der Arbeits-
losen – aufgrund der Reform des Arbeitsförderungs-
rechts nur begrenzt zunehmen. Ebenfalls dämpfend
auf die übertragenen Einkommen wirken Einspar-

maßnahmen in der Kranken- und Rentenversiche-
rung. Darüber hinaus fällt die Rentenanpassung
zur Mitte des Jahres entsprechend der Entwicklung
der Nettoeinkommen des Vorjahres gering aus.

Ein stabilisierendes Element der Entwicklung
der Gesamteinkommen der privaten Haushalte sind
die Einkommen aus Vermögen (Zins- und Mietein-
künfte) sowie die entnommenen Gewinne der Selb-
ständigen. Sie legen in diesem Jahr nochmals an
Dynamik zu. Unter Einschluß der entnommenen
Gewinne und Vermögenseinkommen werden die
verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte
um knapp 3 vH – und damit schwächer als im
Vorjahr – ansteigen.

Die Sparquote der privaten Haushalte dürfte
leicht sinken. Dafür spricht das Bestreben der
Haushalte, ein einmal erreichtes Konsumniveau
auch bei schwacher Einkommensentwicklung auf-
rechtzuhalten. Die Konsumausgaben der Haushalte
dürften demzufolge um 3,1 vH zulegen, was bei
weiterhin ruhigem Preisklima einem Anstieg des
realen privaten Verbrauchs von 1,2 vH entspricht.

Anstieg der Produktion schwach

Die kräftige Expansion des Bruttoinlandspro-
dukts im Sommerhalbjahr 1996 hat sich nicht bis
zum Jahresende fortgesetzt. Im IV. Quartal ist die
gesamtwirtschaftliche Produktion kaum noch gestie-
gen, so daß sie 1996 insgesamt im Vergleich zu 1995
nur um 1,4 vH zugenommen hat. In Westdeutsch-
land betrug der Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts
1,3 vH, in Ostdeutschland 2,0 vH. Die Tendenz
war in beiden Gebietsteilen nach den Aufholeffek-
ten im Sommerhalbjahr schwach, was vor allem
der abflauenden Baukonjunktur geschuldet ist.

Abbildung 3:
Entwicklung der verfügbaren Einkommen, des pri-
vaten Verbrauchs und der Ersparnis
- in vH zum Vorjahr -
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Im Verlauf des Jahres 1997 wird sich die ge-
samtwirtschaftliche Produktion nach einem kraft-
losen ersten Vierteljahr beleben. Angestoßen von
der Auslandsnachfrage wird vor allem die Industrie-
produktion in West- wie in Ostdeutschland anzie-
hen. Auch von den leicht ansteigenden Ausrüstungs-
investitionen werden die Hersteller industrieller Er-
zeugnisse profitieren. Die Bauproduktion wird da-
gegen infolge der schrumpfenden Nachfrage wei-
ter sinken. Der Rückgang dürfte jedoch in West-
deutschland nach dem Sommerhalbjahr zum Still-
stand kommen, während er in Ostdeutschland über
das ganze Jahr andauern wird. Einer Zunahme der
Industrieproduktion in Deutschland um knapp 2,5 vH
wird 1997 ein Rückgang der Bauproduktion um
etwa 1 vH gegenüberstehen. Die Dienstleistungen
dürften mit 5 vH weiter kräftig expandieren, in
Ostdeutschland wegen des noch bestehenden Nach-
holbedarfs stärker als in Westdeutschland.

Das Bruttoinlandsprodukt wird 1997 um 2,1 vH
steigen, in Ostdeutschland im Sog der anziehenden
Konjunktur in Westdeutschland mit 2,4 vH etwas
mehr als im gesamtdeutschen Durchschnitt. Einem
schnelleren Produktionsanstieg in Ostdeutschland
stehen die schrumpfende Bauproduktion und die
noch schwachen Impulse für die Industrie entgegen.

Beschäftigungsabbau setzt sich fort

Das schwache Produktionswachstum im Jahre
1996 konnte den Trend zum Rückgang der Be-
schäftigung in Deutschland nicht aufhalten.

In Westdeutschland setzte sich der seit der Re-
zession von 1993 zu beobachtende Beschäftigungs-
abbau fort. Im Jahre 1996 ging die Erwerbstätig-
keit um weitere 300.000 Personen zurück. Die Ar-
beitsplatzverluste konzentrierten sich auf das Pro-
duzierende Gewerbe, den Handel und das Ver-
kehrswesen. Der starke Beschäftigungsrückgang
war einerseits Reflex des schwachen Produktions-
wachstums. Andererseits spiegelt der Arbeitsplatz-
abbau die anhaltend starken Rationalisierungsbe-
mühungen der Unternehmen wider.

In Ostdeutschland nahm die Erwerbstätigkeit
um gut 100.000 Personen ab, wobei auf dem ersten
Arbeitsmarkt mehr als 60.000 Arbeitsplätze verlo-
ren gingen. Dies ist insbesondere auf die rückläu-
fige Beschäftigungsentwicklung im Baugewerbe
sowie den Abbau von Arbeitsplätzen im Öffent-
lichen Dienst zurückzuführen.

Jahresdurchschnittlich nahm die Zahl der regi-
strierten Arbeitslosen sowohl in West- als auch in
Ostdeutschland deutlich zu. In Westdeutschland
war der Anstieg der Arbeitslosigkeit vor allem auf

den Abbau von Arbeitsplätzen im ersten Arbeits-
markt zurückzuführen. In Ostdeutschland hingegen
war er hauptsächlich durch die Rückführung ar-
beitsmarktpolitischer Maßnahmen bedingt.

Auch 1997 läßt das schwache Produktions-
wachstum in Deutschland einen weiteren – wenn
auch abgeschwächten – Rückgang der Arbeits-
nachfrage erwarten. In Ostdeutschland dürften et-
wa 70.000 Arbeitsplätze abgebaut werden, davon
etwa 50.000 auf dem ersten Arbeitsmarkt. Insbeson-
dere das Baugewerbe sowie der Öffentliche Dienst
werden hiervon betroffen sein. In Westdeutschland
dürfte sich der Rückgang der Beschäftigung abfla-
chen.

Die Zahl der Arbeitslosen in Deutschland wird
1997 jahresdurchschnittlich auf über 4,2 Millionen
ansteigen. Die Arbeitslosenquote wird in Ostdeutsch-
land auf 16,9 Prozent und in Westdeutschland auf
9,6 Prozent anwachsen. Angesichts dieser hohen
Arbeitslosigkeit ist nicht davon auszugehen, daß
eine Entspannung am Arbeitsmarkt allein durch ei-
ne Wachstumsbeschleunigung zu realisieren ist.

Ruhige Preisentwicklung

Im Laufe des letzten Jahres verringerte sich die
Inflationsrate in der Bundesrepublik Deutschland
erneut gegenüber dem Vorjahr. Der Anstieg der Le-
benshaltungskosten verlangsamte sich von 1,8 vH
im Dezember 1995 auf 1,4 vH im Dezember 1996.
Die Erzeugerpreise gewerblicher Güter waren im
Verlauf des Jahres teilweise rückläufig und wiesen
im gesamten letzten Jahr lediglich einen Anstieg
von 0,5 vH gegenüber 1995 auf. Sowohl die Roh-
stoffpreise als auch die Preise für Importe zogen
leicht an. Der Sprung der Lebenshaltungskosten im
Januar dieses Jahres – der Anstieg erhöhte sich auf
1,8 vH gegenüber dem Vorjahresmonat – signali-
siert kein erneutes Aufflammen der Inflation, son-
dern ist in erster Linie auf  Sondereffekte und sai-
sonale Einflüsse zurückzuführen. Die Anhebung
einiger administrierter Preise (beispielsweise Rund-
funk- und Fernsehgebühren sowie Preise des öf-
fentlichen Nahverkehrs) spielten dabei ebenso eine
Rolle, wie der witterungsbedingte Preisanstieg von
Obst, Gemüse und Brennstoffen. Hinzu kam ein
statistischer Basiseffekt. Die Abschaffung des Koh-
lepfennigs hatte im Januar 1996 einen Rückgang
der Stromkosten gegenüber dem Vormonat bewirkt
und dämpfte damit den Anstieg der Lebenshal-
tungskosten. Dieser Rückgang ist in der Berech-
nung des Preisniveauanstiegs im Vorjahresver-
gleich für Januar dieses Jahres nicht mehr enthal-
ten.
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Eine Verstärkung des Preisauftriebs ist in der
derzeitigen Entwicklung somit nicht angelegt. Sie
ist im weiteren Jahresverlauf insbesondere aus
zwei Gründen auch nicht zu erwarten. Erstens wird
die D-Mark gegenüber dem US-Dollar voraus-
sichtlich nicht weiter an Wert verlieren, so daß der
von den Importpreisen ausgehende Preissteige-
rungsdruck abebben wird. Zweitens ist die trei-
bende Kraft eines Inflationsprozesses stets ein Auf-
schaukeln von Preisen und Löhnen – eine Ent-
wicklung, die derzeit nicht in Sicht ist. Die zur
Zeit geltenden moderaten Tariflohnabschlüsse rei-
chen bis weit in dieses Jahr hinein, und es ist ange-
sichts der hohen Arbeitslosigkeit und des zu erwar-
tenden Anstiegs der Arbeitslosenzahlen auf mehr
als 4,2 Millionen im Jahresdurchschnitt auch in
den nächsten Tariflohnverhandlungen mit einer Zu-
rückhaltung bei den Lohnforderungen zu rechnen.

Das verhaltene Wirtschaftswachstum in diesem
Jahr deutet zudem auf keinen nachfrageinduzierten
Inflationsimpuls hin. Die Kapazitätsauslastung ist
trotz geringfügigen Anstiegs mit 83 vH nach wie
vor gering und obwohl sich das Produktionspoten-
tial aufgrund der geringen Investitionstätigkeit im
letzten Jahr schwächer als erwartet entwickelt hat,
sind Kapazitätsengpässe derzeit nicht in Sicht.
Dies gilt umso mehr als sich die Investitionstätig-
keit in diesem Jahr etwas belebt und leicht kapa-
zitätssteigernd wirkt.

Auch die Entwicklung des Kreditvolumens und
der verschiedenen Geldmengenaggregate signali-
sieren keine Beschleunigung der Inflationsentwick-
lung. Die Ausweitung der Geldmenge M3 ist zwar
nach wie vor kräftig, aber weiterhin zum Teil auf
eine schwache Geldkapitalbildung und ein entspre-
chend starkes Wachstum der in M3 enthaltenen
Sondersparformen zurückzuführen. Die Bundes-
bank hat die Geldmengenentwicklung – zu Recht –
nicht zum Anlaß für zinspolitische Korrekturen
genommen. Erst wenn sich deutliche Änderungen
der monetären Rahmenbedingungen abzeichnen,
werden geldpolitische Schritte notwendig.

Finanzpolitik im stabilitätspolitischen Zielkonflikt

Die hinter den ursprünglichen Erwartungen zu-
rückbleibende Konjunkturentwicklung führt bei den
öffentlichen Haushalten zum Risiko steigender Fi-
nanzierungsdefizite, und dies im Referenzjahr der
Qualifizierung für die Europäische Währungsunion.
Vor allem der Bundeshaushalt gerät unter Druck.
Auf der Einnahmenseite wird das Lohnsteuerauf-
kommen hinter den derzeitigen Planungen zurück-
bleiben, auf der Ausgabenseite werden die Arbeits-

losenhilfe und die Bundeszuschüsse für die Ar-
beitslosenversicherung den angenommenen Wert
übersteigen.

Soll dennoch strikt der Referenzwert der
Maastricht-Vereinbarung für die Defizitquote ein-
gehalten werden, ist zur Kompensation eine Rück-
führung kurzfristig disponibler Ausgaben erforder-
lich. Die Finanzpolitik gerät hierdurch in einen
Zielkonflikt: Die Rückführung kurzfristig disponi-
bler Ausgaben würde vor allem Investitions- und
Sachausgaben treffen. Werden diese zugunsten stei-
gender Transfers zur Finanzierung der Arbeitslo-
sigkeit verringert, wird die hiermit verbundene
Umschichtung von investiven zu konsumtiven Aus-
gaben einerseits bremsend auf den Wachstums-
trend wirken. Andererseits würde die Hinnahme
eines höheren Finanzierungsdefizits – unabhängig
von ihrer Berechtigung – Zweifel aufkommen las-
sen am Zustandekommen der Währungsunion oder
an der Stabilität der zukünftigen europäischen
Währung. Auch hiervon wären negative Wachs-
tumsimpulse zu erwarten.

Das kleinere Übel scheint hier der Verzicht auf
eine höhere Neuverschuldung im Sinne einer au-
tomatischen Stabilisierung zu sein, da die kurzfri-
stigen konjunkturellen Wirkungen eines höheren
Finanzierungsdefizits die Nachteile nicht aufwiegen
können, die aus einem hieraus resultierenden Er-
wartungseinbruch entstünden. Zudem würde Druck
genommen, die notwendige strukturelle Konsoli-
dierung der öffentlichen Haushalte weiter voran-
zutreiben.

Längerfristig positive Wirkungen auf den Wachs-
tumstrend können von der geplanten Einkommen-
steuerreform ausgehen. Mit dieser werden zwei
Ziele verfolgt: Erstens die Rückführung der Grenz-
steuerbelastung bei gleichzeitiger Verbreiterung
der Steuerbemessungsgrundlage. Zweitens – we-
gen der angestrebten Nettoentlastung bei der Ein-
kommensteuer – eine Rückführung des relativen
Anteils der direkten Steuern an den Staatseinnah-
men zugunsten der indirekten Steuern.

Hiervon ist das erste Ziel uneingeschränkt zu
begrüßen. Eine durch Steuerschlupflöcher erodier-
te Steuerbemessungsgrundlage verzerrt die relati-
ven Preise und damit die erforderlichen Informa-
tionen für einen effizienten Ressourceneinsatz. Die
hierdurch entstehenden Wachstumseinbußen sind
umso größer, je höher die Grenzsteuersätze sind.
Eine Einkommensteuer mit niedrigen Grenzsteuer-
sätzen und breiter Bemessungsgrundlage ist daher
einer Steuer mit hohen Sätzen und ausgehöhlter
Bemessungsgrundlage vorzuziehen.
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Dem zweiten Ziel der Reform – den Anteil der
Einkommensteuer an den gesamten Staatseinnah-
men zugunsten indirekter Steuern zurückzuführen –
ist dagegen nur unter dem Vorbehalt einer geeig-
neten Gegenfinanzierung zuzustimmen. Solange
diese Anteilsverschiebung „passiv“ hingenommen
wird, indem die Steuerausfälle aus der Einkom-
mensteuerreform durch Ausgabenkürzungen finan-
ziert werden, wäre dieser Schritt zu begrüßen.
Weniger günstig erscheint jedoch die Überlegung,
statt Ausgabenkürzungen die Mehrwertsteuer an-

zuheben, um einen Teil der Einkommensteuerre-
form zu finanzieren. Da die Bemessungsgrundlage
der Einkommensteuer auch nach der Reform aus-
gehöhlt bliebe und damit wachstumshemmend
wirken würde, wäre hier ein weiterer Abbau von
Steuervergünstigungen vorzuziehen.

Arbeitskreis Konjunktur
(Hans-Ulrich Brautzsch, Ruth Grunert,

Ingrid Haschke, Brigitte Loose, Martin Snelting,
Silke Tober und Udo Ludwig)

Ostdeutsches Druckereigewerbe:
Trotz Wettbewerbsfähigkeit rascher Personalabbau

Im ostdeutschen Druckereigewerbe unterschrei-
ten trotz der rasanten Tariflohnanpassung die Lohn-
stückkosten seit 1992 den westdeutschen Ver-
gleichswert. Damit gehört das Druckereigewerbe zu
den noch immer wenigen wettbewerbsfähigen Wirt-
schaftszweigen Ostdeutschlands.

Die 100%-Angleichung des tariflichen Wochen-
lohnes an den westdeutschen Vergleichswert ist
bereits seit Oktober 1995 vollzogen. Dies gilt  al-
lerdings nur für Betriebe mit mehr als 50 Beschäf-
tigten, während für Kleinunternehmen die Tarif-
lohnangleichung bis zum Januar 1998 gestreckt
wurde. Der tarifliche Stundenecklohn hingegen
liegt aufgrund der längeren tariflich vereinbarten
Wochenarbeitszeiten  unterhalb des westdeutschen
Niveaus. Die Effektivstundenlöhne betrugen Ende
1995 etwa 81 vH des westdeutschen Vergleichs-
wertes.

Der Umsatz  im ostdeutschen Druckereigewerbe
stagnierte in der Vergangenheit, wobei ein men-
genmäßiger Produktionsrückgang durch Preiser-
höhungen kompensiert werden konnte. Der durch
die Tariflohnentwicklung vorgezeichnete Anstieg der
Personalkosten führte zu einem Selektionsprozeß
unrentabler Unternehmen, der sich statistisch in
einer raschen Steigerung der Produktivität nieder-
schlug und in einem Personalabbau um fast 25 vH
mündete.

Der insgesamt eher rückläufige gesamtdeut-
sche Markt für Druckereierzeugnisse sowie die ge-
ringe Exportquote lassen auch künftig allenfalls
einen mäßigen Produktionsanstieg erwarten.

Die Entwicklung der Tariflohnangleichung

In ostdeutschen Druckereiunternehmen mit mehr
als 50 Beschäftigten ist die Angleichung des tarif-

lichen Wochenlohnes an das westdeutsche Niveau
bereits zum 1. Oktober 1995 vollzogen worden. In
Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten
wurde der Angleichungsprozeß bis zum 1. Januar
1998 gestreckt.

Die tariflich vereinbarte Wochenarbeitszeit im
ostdeutschen Druckereigewerbe beträgt derzeit 38
Stunden, im Westdeutschland 35 Stunden. Dies ist
die Ursache dafür, daß gegenwärtig im Unterneh-
men mit mehr als 50 Beschäftigten der tarifliche
Stundenecklohn mit 22,38 DM noch unter dem
westdeutschen Vergleichswert von 24,30 DM liegt.
Damit wird auch im Druckereigewerbe – wie in
vielen anderen ostdeutschen Branchen – der Kon-
flikt zwischen dem  Erfordernis niedriger Arbeits-
kosten und dem Wunsch nach Lohnangleichung ü-
ber längere Arbeitszeiten begegnet.

Die tariflichen Regelungen bezüglich Urlaubs-
dauer, Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung sowie
vermögenswirksame Leistungen entsprechen in-
dessen den westdeutschen Tarifvereinbarungen.

Grundlage der Tariflohnentwicklung ist ein für
die neuen Bundesländer einheitlich geltender Flä-
chentarifvertrag. Dieser gestattet die betriebsspezi-
fische Vereinbarung einer befristeten Verkürzung
der Wochenarbeitszeit ohne Lohnausgleich um bis
zu fünf Stunden.

Verhaltene Effektivlohnanpassung

Der durch die Tariflohnentwicklung vorge-
zeichnete Lohnkostendruck schlägt sich nur unter-
proportional in der tatsächlichen Lohnkostenent-
lastung der Unternehmen nieder (vgl. Abbildung 1).
Im Oktober 1995 – dem Zeitpunkt der vollständi-
gen Angleichung des tariflichen Wochenlohnes in
Unternehmen mit mehr als 50 Beschäftigten – be-


